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Nach dem Beitritt von Bulgarien und Ru-
mänien am 1. Januar 2007 zur Euro-
päischen Union kann die Staatengemein-
schaft nun auf 27 Mitgliedsländer und
einen Binnenmarkt von rund 480 Millio-
nen Menschen verweisen. Das für 2005
geschätzte Bruttoinlandsprodukt der EU

ist mit 13.926 Milliarden DOLLAR nominal
bereits das größte der Welt (zum Ver-
gleich: USA: 12.438; Japan: 4.799 DOLLAR)
und liegt, umgerechnet auf die Kauf-
kraftparität, mit den USA gleichauf (USA:
12.332; EU: 12.329 DOLLAR). Darüber hi-
naus werden rund 90 Prozent aller in
Europa produzierten Waren und Dienst-
leistungen auch innerhalb der Mitglieds-
länder der EU konsumiert. Diese hohe
Binnenmarktintegration ist Vorausset-
zung dafür, dass sich Politik in der Glo-
balisierung auch weiterhin Geltung ver-
schaffen kann. Sie sichert Europa eine
gute Ausgangsposition im globalen Wett-
bewerb – zumindest in der Theorie.

Eine Analyse des Ist-Zustandes zeigt
jedoch, dass die EU ihr Potenzial in den
vergangenen Jahren bei Weitem nicht
ausgeschöpft hat. Sie glich vielmehr
einem wirtschaftlichen Riesen im Dorn-
röschenschlaf. Das Wirtschaftswachstum
sank von 3,9 Prozent in 2000 auf 1,2 Pro-
zent in 2002 und kam nach einem Zwi-
schenhoch in 2004 (2,3 Prozent) auch
2005 nicht über 1,7 Prozent hinaus. Für
2006 ist allerdings erstmals wieder ein
Wachstum von über 2,5 Prozent voraus-
gesagt. Gleichzeitig liegt die Arbeitslo-
senrate seit Jahren deutlich über 8 Pro-
zent und wird auch bis 2008 voraussicht-
lich nur auf 7,4 Prozent sinken. Rund 17
Millionen Menschen sind damit in der
Europäischen Union offiziell auf der
Suche nach einem Job. 

Um Europa aus seinem Dornröschen-
schlaf zu wecken und die zunehmenden

sozialen Spannungen zu überwinden,
hatte die Europäische Union im Jahr
2000 unter Federführung von sozialde-
mokratischen Staats- und Regierungs-
chefs die Lissabon-Strategie ins Leben
gerufen. Sie ist vom Anspruch her ein
ehrgeiziges Reformprojekt, das den Bin-
nenmarkt und die Währungsunion er-
gänzen soll. Die Mitgliedsstaaten haben
sich zum Ziel gesetzt, die EU bis 2010 zum
»wettbewerbsfähigsten und dynamischs-
ten wissensbasierten Wirtschaftsraum in
der Welt« zu machen – einem Wirt-
schaftsraum, der fähig ist, ein »dauerhaf-
tes Wirtschaftswachstum mit mehr und
besseren Arbeitsplätzen und einem grö-
ßeren sozialen Zusammenhalt zu erzie-
len«. Entscheidend ist dabei die Verknüp-
fung von wirtschafts-, sozial- und um-
weltpolitischen Aspekten. Moderne Öko-
nomie, sozialer Zusammenhalt, Beschäf-
tigungsförderung und ökologische Nach-
haltigkeit sollten in eine zukunftsgerech-
te Balance gebracht werden und sich
wechselseitig verstärken.

Ernüchternde Halbzeitbilanz 
Um die Herausforderungen, mit denen
sich Europa Anfang des 21. Jahrhunderts
konfrontiert sieht, erfolgreich zu beste-
hen, macht die Lissabon-Strategie eine
Reihe klarer Zielvorgaben: ein angestreb-
tes Wirtschaftswachstum von jährlich 3
Prozent; Ausgaben für Forschung und
Entwicklung in Höhe von jährlich 3 Pro-
zent des Bruttoinlandproduktes (BIP) bis
spätestens 2010; eine allgemeine Beschäf-
tigungsrate von 70 Prozent sowie eine Be-
schäftigungsrate von 60 Prozent für
Frauen und 50 Prozent für ältere Er-
werbspersonen (ebenfalls bis spätestens
2010). Des Weiteren soll die Zahl der ju-
gendlichen Schulabbrecher halbiert und
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die Kinderbetreuung europaweit deutlich
verbessert werden.

Die Halbzeitbewertung der Lissabon-
Strategie in 2004 fiel jedoch ernüchternd
aus: Kaum eines der vereinbarten Zwi-
schenziele wurde erreicht und es ist der-
zeit nicht zu erwarten, dass Europa die
für das Jahr 2010 gemachten Vorgaben
aus eigener Kraft verwirklichen kann.
Zumindest nicht mit den gegenwärtig
praktizierten Politiken. Was ist gesche-
hen?

Es gibt viele Gründe, warum es bisher
nicht gelungen ist, die in Lissabon und
den darauf folgenden Jahren vereinbar-
ten Ziele umzusetzen. Einer davon ist
zweifelsohne das mangelnde Engage-
ment der Mitgliedsstaaten. Darüber hi-

naus waren keine Sanktionen für das
Nicht-Erreichen der angestrebten Ziele
vorgesehen. Ein weiterer Grund kann in
der starren Auslegung des Stabilitäts-
und Wachstumspaktes gesehen werden.
Er hält die Mitgliedsstaaten zu mehr
Haushaltsdisziplin an, was zum Beispiel
auf Kosten von dringend benötigten Zu-
kunftsinvestitionen geschehen ist. Im
konservativen und neo-liberalen Lager
konnte außerdem eine selektive Wahr-
nehmung und Umsetzung der Lissabon-
Strategie beobachtet werden. Während
Deregulierungsvorhaben vorangetrieben
wurden, blieb die Ausweitung der politi-
schen und wirtschaftlichen Koordination
auf der Strecke. 

Die von der Europäischen Kommis-
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sion eingesetzte Sachverständigengruppe
zur Bewertung der Lissabon-Strategie
kam zu dem Ergebnis, dass die mangeln-
den Erfolge das gesamte Vorhaben an
sich unterminieren. Der Rat beschloss
daraufhin methodische Veränderungen.
Seither gibt es ein integriertes Richtli-
nienpaket, das Wirtschafts- und Beschäf-
tigungsleitlinien umfasst. Auf Grundlage
dieses Pakets haben die Mitgliedsstaaten
nationale Lissabon-Aktionsprogramme
angenommen. Gleichzeitig hat die EU-
Kommission ein Aktionsprogramm für
die EU-Ebene verfasst. Der Politikzyklus
von vormals zwölf Monaten ist nun auf 3
Jahre angelegt. Erst 2008 wird sich die EU

wieder mit der grundlegenden Neuaus-
richtung der europäischen Wirtschafts-
politik beschäftigen. Darüber hinaus
wurde der Stabilitäts- und Wachstums-
pakt 2005 ebenfalls reformiert, um seine
Sensibilität für konjunkturelle Entwick-
lungen zu erhöhen. Länderspezifische
Gegebenheiten sollten bei der gemeinsa-
men Wirtschaftspolitik stärker berück-
sichtigt und die Zusammenarbeit zwi-
schen EU-Kommission, Rat und Mit-
gliedsstaaten verbessert werden.

Die Ziele der Lissabon-Strategie, allen
voran das Bestreben, Europa im interna-
tionalen Wettbewerb ökonomisch, sozial
und ökologisch voranzubringen, müssen
trotz der bisher mageren Ergebnisse auch
weiterhin als alternativlos angesehen wer-
den. Ohne mehr und bessere Jobs, mehr
Bildung, mehr Forschung und Entwick-
lung sowie mehr ökologisch und sozial
verträgliches Wachstum ist Europa nicht
zukunftstauglich. Hier beginnen jedoch
die Schwierigkeiten. Wie sollen diese Zie-
le erreicht werden? 

Aus dem konservativen und neo-libe-
ralen Lager kommt an dieser Stelle unab-
lässig die Forderung nach Deregulierung,
einem Abbau von Arbeitnehmerrechten
sowie einer Senkung von Löhnen und
sozialen Standards. Liberalisierung wird
als Allheilmittel für mehr Wettbewerbs-

fähigkeit gepriesen. Dieses Konzept kann
in Europa nicht aufgehen, denn die
globalisierte Realität sieht anders aus.
Der Stundenlohn eines chinesischen
Arbeiters liegt im Schnitt bei 47 Cent,
während ein Arbeiter in Mexiko mit
einem Verdienst von 2 EURO pro Stunde
nach Hause geht. Hier in einer Spirale
nach unten mithalten zu wollen, wäre
ökonomischer und sozialer Unfug. Die
wirtschaftliche Zukunft Europas liegt
woanders, nämlich in der hohen Qualität
unserer Infrastruktur, unserer öffentli-
chen Dienstleistungen, unserer Umwelt,
unserer Sozialsysteme, unserer Beschäf-
tigten, unserer Arbeitsmärkte und unse-
rer Betriebe. 

Es gibt durchaus Mitgliedsstaaten in
der Europäischen Union, deren Moder-
nisierungspolitiken große Erfolge aufzu-
weisen haben. Hierzu zählen allen voran
Dänemark, Schweden und Finnland. Der
Erfolg unserer nordischen Nachbarn
kommt nicht von ungefähr. Sie investie-
ren viel mehr in Bildung als Deutschland
oder das übrige Europa. Bei den Aus-
gaben für Forschung und Entwicklung
haben Schweden und Finnland das
Lissabon-Ziel von 3 Prozent bereits lange
hinter sich gelassen. Außerdem ist der
Anteil der Menschen, die sich am Lebens-
langen Lernen beteiligen, in den nordi-
schen Ländern drei- bis viermal so hoch
wie bei uns.

Eine Perspektive sozialer Teilhabe
Auch bei der Kinderbetreuung sehen wir
in Deutschland im Vergleich ziemlich alt
aus. Während es in Dänemark für 64
Prozent der unter Dreijährigen Betreu-
ungsangebote gibt, kommen wir bei uns
nur auf 8,5 Prozent. Mit ihren Ganztags-
betreuungsangeboten in Krippen, Kin-
dergärten und Schulen ermöglichen die
nordischen Länder die Vereinbarkeit von
Familie und Beruf. Dies trägt sicher mit
dazu bei, dass ihre Geburtenraten höher
sind als etwa die deutsche. 
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Eine zukunftsorientierte Wirtschafts-
und Sozialpolitik gibt es aber nicht um-
sonst. Die Gesamtsteuer- und Abgabenbe-
lastung in Schweden beträgt 51 Prozent
des BIP, in Dänemark 48,8 Prozent, und in
Finnland 44,3 Prozent, während Deutsch-
land mit 38,7 Prozent mittlerweile sogar
unter dem EU-Durchschnitt von 39,3 Pro-
zent liegt. Das hohe Umverteilungsniveau
in den nordischen Ländern hat ihrer
Wirtschaft offenbar gerade nicht gescha-
det. In Deutschland wuchs das BIP in 2005
nur um 0,9 Prozent, während die EU auf
1,7 Prozent kam. Deutlich höher liegen
die Werte der nordischen Länder (Däne-
mark 3 Prozent; Schweden 2,7 Prozent;
Finnland 2,9 Prozent). Für 2006 sind für
Schweden und Finnland sogar Werte von
4 Prozent und mehr vorausgesagt.

Die klare Orientierung in Richtung In-
novationen und Wissensgesellschaft sind
der Grundstein für die Wettbewerbs-
fähigkeit der nordischen Länder. Europa
sollte seine Wirtschafts- und Sozialpolitik
deshalb stärker an ihrem Beispiel aus-
richten. Im Kern muss es darum gehen,
den Menschen in Europa auch morgen
die Perspektive sozialer Teilhabe und
qualifizierter Arbeitsplätze zu bieten,
und das, gerade ohne dabei Sozial- und
Umweltstandards oder den Verbraucher-
schutz zu opfern. Dieser zentrale Punkt
wird mit darüber entscheiden, ob wir uns
der Globalisierung ausliefern oder sie ge-
stalten. Wenn die EU ihr Gewicht optimal
einsetzt, kann sie viel bewegen. Wir müs-
sen jetzt die Weichen stellen und dafür
sorgen, dass der zyklische Aufschwung
zu einem dauerhaften Aufschwung wird.
Die nordischen Länder stellen unter Be-
weis, dass dies mit Hilfe von ausgewoge-
nen makroökonomischen Politikansät-
zen möglich ist.

Deshalb müssen wir jetzt das richtige
tun. Dazu zählen die Förderung und Ver-
netzung der Forschung (gemeinsamer
Forschungsraum; Umsetzung von For-
schungsergebnissen in wirtschaftliche

Erfolge und Arbeitsplätze); die Vollen-
dung des Binnenmarktes (gemeinsamer
Markt für Finanzdienstleistungen, Ener-
gieerzeugnisse und Dienstleistungen); die
Entwicklung »intelligenter« Wachstums-
strategien (Einsatz von umweltfreund-
lichen Technologien, die zukunftssichere
Arbeitsplätze schaffen); die arbeitnehmer-
gerechte Flexibilisierung und soziale Ab-
sicherung von Beschäftigung (aktive Ar-
beitsmarktpolitik; Ausrichtung der Sozial-
systeme auf individuelle Erwerbsarbeit);
sowie eine bessere makroökonomische
Koordination (Anpassung der Zeiträume
nationaler Haushaltspolitiken; engere Zu-
sammenarbeit zwischen EU-Kommission,
EU-Parlament, Rat, Sozialpartnern und
EZB in Wirtschaftsfragen). 

Kurzum, wir brauchen eine kohären-
tere Strategie für Spitzenleistungen bei
Beschäftigung, sozialem Zusammenhalt,
Umweltschutz sowie Forschung und
Innovationen, um Wettbewerbsfähigkeit
und eine bessere Gesellschaft in Europa
in Einklang zu bringen. Die Lissabon-
Strategie muss demokratischer, zielge-
richteter und effektiver werden. Nur so
kann sie am Ende wirklich erfolgreich
sein. Und nur so wird sichergestellt, dass
sich Investitionen in unser wirtschaftli-
ches und soziales Potenzial nicht nur in
den nordischen Ländern auszahlen. Sie
müssen vielmehr in ganz Europa als
greifbare Ergebnisse bei den Menschen
ankommen.
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